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Gegenwind zur «Ehe für alle» bleibt noch aus

In der Aula des Gymnasiums diskutierten Stefan Marxer vom Verein Flay, Sandra Fausch (FL), Daniel Seger (FBP), Michael
Winkler (VU), Herbert Elkuch (DPL) und Moderator Raffael von Arx von «Diskuss it». Nach der virtuellen Übertragung der
Podiumsdiskussion gingen die Politiker in die Klassen, um mit den Schülern direkt zu diskutieren. (Foto: Michael Zanghellini)
VON DANIELA FRITZ

Debatte Politiker und
Jugendliche zeigten sich
gestern im Gymnasium offen,
was die «Ehe für alle» und
Adoptionsrecht für gleich-
geschlechtliche Paare angeht.
Eine Gegenposition wollte
keiner so recht einnehmen.

In einer Demokratie gibt die
Mehrheit den Kurs vor. Das
kann, gerade wenn es um die
Rechte von Minderheiten geht,

schwierig werden. Muss es aber
nicht: Die Schweiz stimmt am 26.
September über die Einführung der
«Ehe für alle» ab - die Zeichen ste-
hen gemäss Umfragen gut, dass die-
ses Anliegen gleichgeschlechtlicher
Paare auch vom Volk angenommen
wird. In Liechtenstein erlebt das
Thema ebenfalls neue Aktualität: Da
der Staatsgerichtshof einen Artikel
zur Adoption und Fortpflanzungs-
medizin im Partnerschaftsgesetz als
diskriminierend ansieht, muss die
Politik bis Mai 2022 Lösungen für
diese Fragen finden.
Passend dazu hat sich das Gymnasi-
um am gestrigen Tag der Demokra-

tie dem Thema gewidmet. Mit Unter-
stützung der Organisation «Discuss
it» sprachen die Politiker Herbert El-
kuch (DpL), Sandra Fausch (FL), Da-
niel Seger (FBP), Michael Winkler
(VU) und Stefan Marxer vom Verein
Flay mit Schülern und Schülerinnen
über die Rechte und Akzeptanz der
LGBTQ-Community.
Zwar fehlte gestern eine klare Ge-
genposition, gegen eine Diskriminie-
rung von gleichgeschlechtlichen
Paaren sprachen sich alle Gäste aus.
Unter den Jugendlichen scheint die
sexuelle Orientierung anderer Men-
schen ohnehin keine grosse Rolle
mehr zu spielen. «Das macht keinen
Unterschied», meinte etwa eine
Schülerin aus einer fünften Klasse.
«Warum sollten Homosexuelle nicht
das Gleiche machen dürfen wie He-
terosexuelle», kommentierte ein
Mitschüler die Debatte.
Eine Jugendliche brachte das Argu-
ment des Kindeswohls auf den Tisch,
das von Gegnern der Stiefkindadop-
tion immer wieder angeführt wird.
«Wichtig ist, dass das Kind ein Ge-
borgenheitsgefühl bekommt und
ehrlich mit der Adoption umgegan-
gen wird. Auch bei heterosexuellen
Paaren ist nicht garantiert, dass sie

gute Eltern sind», merkte Sandra
Fausch an.

Diskriminierung aufheben
Die Gäste aus der Politik zeigten sich
jedenfalls offen für eine Änderung
des gesetzlichen Rahmens. Stefan
Marxer vom Verein Flay schätzt,
dass etwa 10 Prozent der Liechten-
steiner der LGBTIQ-Community an-
gehören. «Nicht jedes Paar will Kin-
der haben. Aber für die, die das wol-
len, braucht es einen rechtlichen
Rahmen», so Marxer. Derzeit sei die
eingetragene Partnerschaft der Ehe
nicht gleichgestellt. «Diskriminie-
rende Artikel gehören behoben»,
findet auch Michael Winkler (VU).
Selbst Herbert Elkuch gab sich auf-
geschlossen, auch wenn sein aktuel-
ler Beitrag im DPL-eigenen Heftchen
«Transparent» einen anderen Ein-
druck erwecken könnte. Elkuch
möchte die Ehe und die eingetrage-
ne Partnerschaft zwar als zwei ei-
genständige Rechtsformen beibehal-
ten, erklärte er den Schülern. Gleich-
geschlechtliche Paare dürften aber
nicht diskriminiert werden. Elkuch
gab zu bedenken, dass ein Kind nur
durch Mann und Frau entstehen
könne und gleichgeschlechtliche



Datum: 16.09.2021

Volksblatt Liechtenstein
9494 Schaan
00423/ 237 51 51
https://www.volksblatt.li/

Medienart: Print
Medientyp: Tages- und Wochenpresse
Auflage: 6'200
Erscheinungsweise: 5x wöchentlich Themen-Nr.: 800.022

Auftrag: 1084696Seite: 5
Fläche: 55'313 mm²

Referenz: 81834548

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG | Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich
T +41 44 388 82 00 | E mail@argusdatainsights.ch | www.argusdatainsights.ch

Ausschnitt Seite: 2/2

Paare auf eine dritte Person ange-
wiesen seien. Das Adoptionsgesetz
müsse daher ein grosses Spektrum
erfassen. Zwei Dinge waren dem
DPL-Abgeordneten wichtig: Das
Kindswohl müsse bei einer Adoption
im Vordergrund stehen und die Be-
völkerung bei der Debatte miteinbe-
zogen werden.

Gegner abholen
Wie in der Schweiz befürworten im
Landtag viele Abgeordnete gleiche
Rechte für homosexuelle Paare.
Nicht ganz einig war man sich, wie
das Thema im Volk ankommt. «Wir
sind eine konservative Gesellschaft,
vielen geht es zu schnell. Diese Per-
sonen muss man abholen», so der
VU-Generalsekretär. Oft würden dif-
fuse Ängste hinter der Skepsis ste-
cken. Dass man diese in direkten Ge-
sprächen aus dem Weg räumen
kann, hat auch Stefan Marxer bei
der Abstimmung zum Partner-

schaftsgesetz im Jahr 2011 gelernt.
Er konnte mit seiner persönlichen
Geschichte in seinem Umfeld viele
überzeugen, für das Partnerschafts-
gesetz zu stimmen.
«Wir müssen greifbar werden», fin-
det auch Daniel Seger (FBP), der 2011
selbst an vordester Front für das
Partnerschaftsgesetz kämpfte. Er
verwies aber auf jene 69 Prozent,
die damals mit Ja stimmten: «So kon-
servativ, wie man immer meint, ist
Liechtenstein nicht.» Winkler sieht
den Erfolg jedoch auch darin be-
gründet, dass das Partnerschaftsge-
setz gewisse Aspekte ausgeklam-
mert hat. «Das ist jetzt Wasser auf
den Mühlen der Gegner», erinnerte
Winkler an jene, die damals be-
fürchteten, dass nach dem Partner-
schaftsgesetz auch das Adoptions-
recht gefordert wird. Damals sei je-
doch die Situation eine andere gewe-
sen, entgegnete Seger. 2011 sei zu-
mindest dem in der LGBTIQ-Com-

munity gut vernetzten Politiker kein
lesbisches oder schwules Paar be-
kannt gewesen, das miteinander ein
Kind hatte. «Das ist jetzt anders», so
Seger. «Und diese Paare brauchen
Rechtssicherheit.»
Warum die LGBTIQ-Rechte in den
vergangenen zehn Jahren im Gegen-
satz zu anderen Ländern in Liech-
tenstein nicht weiter gestärkt wur-
den, erklärt sich Sandra Fausch so:
«Solchen Dingen muss man Zeit ge-
ben, das braucht Dialog.» Für sie ist
die Zeit jetzt reif. Anders als noch
bei der Abstimmung 2011 sei die Ad-
option für gleichgeschlechtliche
Paare bei der Abstimmung 2011 kein
gesellschaftliches Tabu mehr.
Einig waren sich die Politiker, dass
der konkrete Gesetzesentwurf ent-
scheidend sein wird. «Noch ist die
Diskussion abstrakt», so Marxer. So-
bald ein Vorschlag vorliegt, rechnet
er schon mit einigen «Ja, aber ...».


